
556 der Beilagen Zu den stenographischenProtokolleri des Nationalrates (V. G.P .). 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom. über 
die Einbringung der gerichtlichen Gebühren, 
Kosten und Geldstrafen (Gerichtliches Ein

bringungsgesetz1948 - GEG. 1948)., 

Der Nationalrat-hat Ibeschlossen: 

§ 1. Da~ Gericht hat nachstehende Beträge, von 
Amts wegen einzubringen,..; 

1. Ger.ichtsgebühreIl; 
2. GddstrafenaUer Art, di,e VOn den Gerichten 

verhärugt WOI'den sind oder deren Einibringung 
nach !besonderen Vorschriften den Gerioch:ten ob
. Iiegt, und von 'den: Ge:r~chten Wr ye~ifal11enJ er
klärte ,B,eträlgle, eillllS,chJießlich der. Haftungsheträg,e 
nam doen§§, 18 und', 19 des B,eidarfs'deckunlglSstnllf
ges,et!z,es 1947, B. G. BI. Nr. 146; 

3. die Kosten ,des Stra:fverfahrens :m engeren 
Sinn und des Straif'Vol:lizuge,s sowie der· Unter
bring'ung in einem ArbeitslhaiUS, sof~rn sie nicht 
für uneinbringlich erk,lärt !Worden smd; . 

4. ,die Kosten der V ol'lstreckung einer Arrest
str,afe (Halt), :die von einem Gericht als Ord
nurugs-, MutwiHens- oder Zwang~strafe (.zwangs~ 
mittel) oder nach der Verordn:ung, betreffend die' 
Behand~unlg dier WiinkelJschreiher, R. G. BL 
Nr.114/1857, in der F,aso;UIl!g des Art. IX des 
.Bundes,ge,s,etzes!, B. G. BIL Nf. 26/!1948, ver1h~n:gt 
worden ist sof,ern .d:j,ese Küsten nti,cht von dlne'r 

. ,p'a,nei yons'chußwei,se lberi,chtigt w01"den sind; 

c) die iEinschaltungskosten, 

"' d) die anläßlicheiner B~öro,erung oder Ver-
wahrun.g 'Von Personen, T:eren ode~ Sachen 
entstandenen Kooten, mit Ausnahme der lBe
lohnung .des Ve!rw1ahrers, 

e) die Postg.ebüihren; 

7. die auf Grund besonderer Vorschriften aus 
Anlaß· eine5 gerichtlichen Ver,f<lihr~ns für d::tte 
Personen oder Stelleneinzulbringenden Beträge, 
insbeson'dere 

a)die .Belohnunlg de,s gerichtlichen ZlWangSJV.er
waIters und' d:e ihm redm:skräft~g auferleg
ten Ersättze sowie die Belohnung des gericht
lich., bestdlten Verwaihrers, 

b) die gerichtlich besvimmten Gehühr,ender No
nare fÜr ihr,e Amt~han:dJ,ungen, 50fern der 
Notiar um :inne Einhebung ,ersucht', 

c) die Zehr- und Ganggdde,r der, VoJlstrecker, 

d) die Gebühren der Rechtsihilfe- und Über
se tz,urugskan:dei des Bundesministeriums für 
Justiz, 

e) die Kosten der dur.ch e;nen g,ericht.lich be
stellten Revisor vorgen.ommenen :Revision 
von Erw,erbs- und WirUichaJfts,genossen

. sch!aften, 

f) Geldleistungen, ,cllie von den Verwaltungs- , 
Vol:l;;treckungsbeihörden vOllgeschrieihen wur
d~n [§ 3, Abs. (3), V.V.G., lB. G. BI. 
Nr. 276(1925]. 

5. d:i~ mit der Unterhringung in einer Bundes
all5talt flÜr ErziehungsbedürlftiJge vel'blundenen 
Kosten {§ 5 des J:ugenldg!erichitsgesettzes, B. G. BI. 

N~. 234/1928, § 13 .der Verorolnung Zur Durch- § 2. Die ,im § 1, Z. 6, genannten: Kosten sin,d;, 
ftihrung des Jugendgericht&gesetz.es, B. G, BI. sofern hiefür kein K,osteniVorschuß (§ 3) erlegt 
Nr. 339/1<928); wurde oder keine andere Regelung igletroffen ist, 

6. in hürgerEchen Rechts5aChen 'alle Kost,en, die aus den Amtsgeldern zu !befi.cht:.g:en und von der 
aus tAmtsgddern 'berichtigt wurden, sofern sie Partei zu erset:z,en, die nach iden !bestehenden Vor
von einer iPart'ei ZiU er,setzen s:nd.Solche Kosten schriften hietlu verpflichtet ist. Mangels einer Vor
sind 'inshesondere: ' ! schrilft s:nd die,se Beträge von jenen Betei,ligten 

.,. 

a) die Kosten VOn Amtshamdlungen alUßerhalb zu ersetzen die si,e veranlaßt hah~n oder in der,en 
. des Gerichtes mit tAusnahme der Z,e,lIr- und Intere~e die ,Amtshandlung vorgeno~men wurde. 
Ganggdder !de·r Vollstrecker (Z. 7), Mehrere Personen, die zum ,Ersatz desselben Be-

b) die Gebühren der Zeugen, Sad1Vers~ändigen, trages verpflichtet sind, haften zur ungeteilten 
Dolmet,sehe und ,Beisitzer,. , Hand . 
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§ 3. In hÜl1gerEchen Rechtssachen soll das Ge
richit, soweit nicht besondere Vörschr~ften :be
stehen, die Vornahme j,eder mit .Kosten verbunde
nen ,Amtshandlung von dem. ,Erlag: eines Kos'ten
vorschlUsses ablhängig machen,' wenn die Partei, 
welche die IAmt,shandl:ung lbeantra~t oder in deren 
Inueresse sie vorzlUnehmen ist, nicht das Armen
rechtgenießt. 

§ 4. Von der IEinlbringung der im § 1, Z. 7, ge
nannben Kost,en ist ahzusehen, wenn die (Z;um Be
zuge berechtigte ·Person oder SteHe daraUlf ver
zichtet oder eriklärt, die Ex.ekution sdbst fü'hren 
zu 'Wotten. 

§ 5. Zur Sicherung des An&pruche~ auf die im 
§ 1 angeführten LBeträigle steht dem .Bunde schon 
vor der lEntscheidlUn:g über den Anspruch das Zu
'rückbehaltun'g6r,ocht ,an den 1ng,erichdicher 
Verwaihrung @eno~menen Geldbeträgen und be
weglichen k,örperlichen Sachen ,des Zahlullgs
pfhchtig<en einschließlich ,der .er:e~ten K06ten'Vor
schüsse zu. Das ZunückJbehaltungsrecht unterliegt 
den :~leichen lBeschränikungen, die heider Eintrei
bung der ,zu si,chernden B.eträge zu beachten sind. 

§ 6. (1) .wenn ,der ZahlunlgspfEchtige die ge-
6chuldeben lBeträg,enicht sogleich erlegt oder ·diese 
nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden 
können, so wird die lEinbringungdi,eser Beträge 
von dem ihielZu bestimmten Beamten des Geri,chtes 
erster lootaruz0Kostienbeamter) veranlaßt (Zah
lungsauftrag). Der ZaJhlung.sauftrag ihat eine Auf
stellung der geschuMeten IBeträge und die Auf
forderung iZIU ,ennhalten, den Betrag !binnen 14 Ta
gen, <bei Geldstrafen .binnen 8 Tagen, bei ZwaO;~s
foLge einzuzahlen ,~E:nthe!bung). Fliir die Einhebung 
ist eine iElnhebungsgebü'hr 'vom Za:hl'ungepflich
tlig,en zu e11!triichtenl,deren Höhe ,d,urch Veror,d
numg Ibes,vimmt ,wi'rd. D~r Zalhl:UlOIgsauftl1J.g ii:st ein 
Exelku,t'ion.st.i:t,eil im 'Sinne .ld'cr IEx.ek'llr:ionoot1dnun~. 

(2) Die voraussichtEch entstehenden Kosten des 
VOHZUigies von Frei'heitsstra:fen'ktönnen; w,enn ·die 
Einlbringung gefährdet ist; sofort na,ch rechtskr~f
t'i'!per, B.eendli~,ng Idlai StnafvedahreDIS vom el1ken
nenden Gerichte ,vorläufig bestimmt und einge
ibracht 'We,rden. 

§ 7. (1) Gegen den Zathlung.sauftrag ist ~in 
Rechtsm;ttel nicht 'Zulässig. IDer Zalhlungispflichtige 

9 kann aher, wenn er sich -.dur,eh ,den InihaltdeiS 
Zahlun'gsauftrages lbeschwen erachtet, binnen 
14 Tagen ,dessen :Berichtigung verlangen, in An
s,ehung von .,Beträgen, di.e in .Durchfü:hrungeiner 
r.echtskrätft:gen Entscheidung .de6 Gerichnes in den 
ZaJhlungsauftrag aUl~genommen 'Wurden, jedoch nUr 
dann, wenn die ZaJhlungsfrist unri,chtig best=rnmt 
wUl'de ad,er wenn der Zaihlu\l1igsaUlftr::ligder ihm 
zugr,un,d;e .11i~g,endenEntscheiidun!gdles Gemmt,es 
.nij,cht eOinspr~cht. 

(2) Der Antra;g hat keine ,aufschiebende Wir
kung, doch kann der Kosterubeamte die Einbrin-

gung his zur Entscheidung über den iBerichtigungs- ' 
an:trag aufschieiben, wenn dadurch die Herein
bringung nicht gefä.hrd,et wird. Gegen die Ent
sche;dungdes Kostenbeamt,en über einen Auf
sch,ielbungsantra;g i6t ein Rechtsmittel 'llOlz,ulässi.g'. 
Ist die Einbringung aufg,eschoben 'Worden, so hat 
das iExekuti,onsgericht di,e etwa ,schon bewilligte 
E~(jkution auf Antrag ,der Eirubringullgsstelle 
[§ 11, A;bs. (1)] oder des Verpflichtetenaufzu
schieben (§ 42 EO.). 

(:3) Dem iBerichtilgungsantrag 'kan.n der Kosten
beamte selbst statpgJdben, wenn es sich um e;n.e 
off·enba·re Unrichtigkeit handelt. In allen übrig,el'! 
FäHen entscheidet der Präside,nt det> Gerichtshofes 
erster Instanz, wenn aber der 'Za:hlungsauftrag 
von ei.nem Oberlandesgericht ,erlassen 'Wurde, der 
Präsident dies~ Gerichtshofes im Justi~verwal
tungsver:fahren durch LBescheid. ,Er ist an die ge
ste:llnen Anträge' ,n:cht gebunden, ,sondern kann 
.den Zahlul1'gsalUftragauch zum Na,chteil des Z:111-
lungspflich-t~g:en änldern. In ,Fragten von grund
säW;licher !Bedeutung kann er· die Akten . dem 
Bun.desministie'riumf,ür Justi,z Zur Entsche:dung 
vorlegen. Dieses kann unrichtige Entscheidungen 
über Gebühren und Kost,en inneMa!1b der Ver
jäJhrungsfr;st (§ 8) 'auch von Amtl; wegen auf
heben oder ahändern. 

(4) Eine Berichtigung des Zahl:ungsauftrag,es von 
Amts wegen kann :f.erner :der mit derüberpr;Üfung 
,der Gelbühl'wbes1timmung n'a:!11,ensdies Bunde:s
schatzes betraute Beamte innerhalb der Verjäh
rU11lgsfrist (§ 8) . vornehmen. Er soll eine Ent
scheidung des :Präs:dent,en des Gerichtshofes erster 
Instanz oder des Oberlandesgerichtes [Ahs. (3)] 
nur iherbeiflÜhren, wenn es wegen der grundsätz
lichen Bedeutung der Sache angezeig,t ist. Im übri
gen nimmt er selbst ;d:e Berichtigun,g, vor. Seine 
Entscheidung hnnim lSinne der Albs. (1) bis (3) 
berichtitgt werden; ·er kann einem solchen Be
richtigungsantra,g /idlbst stattgeben, wenne, sich 
um ein,e offenlbareUmichtigkeit handelt. 

(5) Das Ve·rfaJhr,en ist gebührenfrei. 

(6) Ein Rechtsm:ttd geglen ,den Berichtigungs
bescheid ist ausgeschlos&en; 

§ 8. (1) Der hll6pl1U'ch ,dies IBun,dC1$· aulf Be
za1hlung der GelbÜ:hneru Ulnd iKOslten und! der 
Al1IsprtlJch 'aulf RückerSllM'tUllllgvoln u!llir;,chtig 
berechl1!eten Gelbü1hl'en IUll1!d Kü6Iten v,er,jä:hren in 
:drei Jahren. Die V,erjähJ1ungsf.r,ilsten beglinnen mit 
Albilaulf des Jahr.eis Z'U Il:aulfen, ~n ,d:elm dier Ge
IbÜihren- unld ·KoSitenalnl:iprlUch en,ts,taOidien ist 'IllInld 
dl:le PerS'OU1 des Z'aJhiliufllg;Spfli,cht:lgenifes.rsbelh,t, 
frülhesltens jedoch mit rechtsrkriVft:gerB:e,eln!dl:lgUil1[g 
,d~ Vie.rifalhrens. 

(2) D:e V Cl1jälhl1U1n1g wi11d dlUifch. Id:ie Au,f
forder'imgzur _Zah~unlg, ,die Binlb!1i.n,~ung ,emes 
.Ansluchens um St:und!u!ng ndifr Na'chIaß 'un,d 
durch jClde Einltre~bUlnlgsha'llldllU1n'g 'unterlbwchen. 
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§ 9. (1) nne vongeschrielbene Zah1.umgsfr';st 
ka'nTh 'auf Ant.rag y,edäng:ert oder ,di,e 'Entrich
tung , ::!n T c'ilheträg'en i~est,attct werden (Stun
dung), wenn ,&,e iEiln,bringung mit ei1lier 
hClso!mderodn Häne Ifür den Za:h}ungs'PfEcht~igen 
verlbunden wäre 'und ,cmt,we,dier dur,ch, I&e Stun'
dUingmicht Igeifälhrdet oder S;lcherlhe':t 'g'el,e';ste't 
wird., über ,den Anltra,gentsche':idet bei B,eträgen 
b;ls ,zu 10.000 S ,der ,Päöild'ent des Obe,r~:a.hldb
{;'eri'cht,es,. Erka:nn h:s zum ,Be:trage 'Von; 1000 S 
s,ei,ne iBcl,u@l1I;s ,an Iden !Le:ter ,d1er E'in[,n1rgu,n,gs-
5te~leühertraigen. 'Bei Beträg,en über 10.000 S ent
schel1d;et ,das 'BUindesmi,niste'r'1um ,für ]ust'iz. W,irid 
eine Rate nilCht odierven~'Pält,e't bezahlt, ~so w;,nd 
&(( StUl!1!dung 'Wli!r\ku:n!gsto~ (Tt:rlffi:nver::'mt). 

(2) Gelbühren ul1,dK>os'ten kön,nen 11Uif Allitraig 
nachgcllass,en werdk:n, wenn I&,e Ei.nocingung mit 
bes'Onlder,er Härt,e Ifür den Z'alhlu,ngs'Pfklcht~lgen 
veribunldcn wäneCider wenn, ,der lNach:;,aß iim 
öff,elntt,ichen I,nteress,e gdegen ist. über den An
trag Cll'tlsch,e:,d,et ib<:<i !Beträgen b;,sl zu 10.000 S der 
Präsident dies Ober';'an,desr;;erichtes, SO'llISt da's 

di.e ;fü·r ,d~n FaN ihrer UneiJllbfl'nr;;~ichike:>t 
st:ll'Ii.mte Fre:iheitsstr~fe nlUT im Verhäi~tnis 
noch l);elsd:lJUldl~lten R,esltes 'zu vo.LC,z,i,e1hen. 

3 

be
des 

§ 13. (1) Von ,cl,er Einhrti,ngullig der ;i~ § 1 
angeführten Gehühren, umd' l(.Qisten ist ab,Z'us1eÜ1en, 
wenn mit 'GrUinld ,a;n~iolmmen wenden dlarf, 
dia,ß .51;,e mange~s eH1<es Vermögens er:f,oil;g';os 
Meilben wind. 

(2) D:'e Best:mmulll,g ,dies Ahs. 1 findet auf die 
im § 1, Z:lffer 3, ge:nalmnten Kmt-en keime Am
wendu'filg. Wanifi> vo.n ,deren'Ei,nbningü'nlg abzu
seihen iSlt" he"t,;:mmt d;,e 6tra1flprozeßorlC1mu!Dlg. 

§ 114. Die. lim § 1, iZ:iff,er 3, a,il1.glefü~rten 
Kostendes Stl"alfv,erifalhr,ens ,im enlgeren S;,nnle 
um): die Em § 1, Ziff·er 6, ,anl8rlftül'hrten Kosten 
,in ,bürgerlichen Redltssa.chen' können b~s zu einem 
d1urch Ve-rorldifilu,nig Ifes'ozuIOl{ltlzendenBetra'g a'ulf 
Grund e:lm~r Auififonderung li,nl Ger.i(ht'ikos.t'~n
ma'r1ken entr:1ch"<te,r wel"den, sol:alng.e ei1n Zaihlungs
a,U'f,tra;g (§ 6) lnioch nl~cht .er;las's,en worden ist. 

Bunde&ffii:,nis,tlenmm für ]ust;'Z. ,. d I § 15. Dle (ß'estJm:mungen ' besels BUll,c,es,&,esletze,s 
(3) § 7, Absl. (2), i,st slin,ngemäß anrzuwemden. 'geLten 1S';nngemäß ,für 'jene Diensts-rd.1en, ,cler~n 

üher di,e Aulfsch,;,ebung idier 'Ei,nlbri,n,gun,g. ent- Kanzile<:geschäifte von ,den Geri·cht,en beso.ngt 
s-ch'eidet Id:e Einihr:nlgl\lDIgsSIt~,!'k werden, sOlWe:1t mi,cht h;,erüb'er ibe'Ül1dere Vor-

(,I) D:,e Entsche,iJdQJnlgen Inach Ah~. (1) <und (2) schriJften -:bestehen, 
er.fo~gen i'rh ] us,ti,zv1er'Walkucgs1v,edaihren durdl ' 
Bes,che:d; e';n RechtsmiH~rr ';Ist llnlzu~ässl:,g. Da's § 16. Sofern in ,anderem Vorschriften la,uf 

beS>Cmdcre lBest;mmunlg,en über d,'ie Einbr'lngu'l1Ig 
vonl Ge,ri,chts,- U'Did ]wstl:zv,er'W.ahnl'rigs,g,tbÜhren 
umld' Ko.slten v,erIW1:e,slen'W:ln& tl"e,ten &e Vor
schr~ften dieses 'Bunde'Geset:z.t'~ an i.hre Ste~r.'e. 

V,er'fahren :M ,geibülhrenhei. 

(5) Die Best,:mmu:nlgend'er Abs,. (1) his (4) 
gdten nicht &ür Geldstrafen j,eder Al"t 'lmd für 
dl'e ,für dr':tte Pers,onen older St,eJ:,len eiln,zubrlini
gefilden 'Beträge [§ 1, Ziffer (7)]. 

§ 10. Nach ifruchdos,em Ahlaulf der im 
Zaih~umlgslauftTaig heölt"IllllTIt,en Lejs'wngslfrl;.~t [§ 6, 
Albs·. (1 )], v'C'r'wanidleLt stich dia's Z,u'rückbe:hai:tunigs
r,echt (§ 5) ill1 e,in ges,eltz'l'i,ch,es, Plfall1ldne:cht ,m 
Ran,ge .des, Zurückhehallt'Ulnigsre:chte,s. 

§ 11. (1) 1std:er Za>hI'unlg:5pfEchtilgle oäUlmlg, so 
i~t ·d>e:r ges,chul~ld;ete Betrag ,;m W.elge d:e,r g,erichit
Elchen Zw,anJgs,vü!ls,tN~ckUillig durch Idl:.e En
hringungs,stdile hel:m Obert:J,r.ld,eslg,er~cht nlamens 
dies Bundiesslchlat,zels, ,eDnizutreJben. 

(2) So.;'1 ,nl:,cht. nlUT Zwa:nlgs'vol::~t.r,ed{ung a,u& 
lYe'We!gUche körlPer'~:'ch.e ,sa,chen (§§ 249 his' 289 
EO.) IgelfUihrt wenden, so. 'kainIn, ,dEe EJi'nhr:inlgunGs'
stdwe .di,e FinlahlZprdrnratur ersuchen, d:,e Ex,e
kut:ilolfi zu JÜlhl"en. 

§ 12. (1) Gddstrafen ldiürlfen n,ur ilfi,',OIW.e:,t e:!n~ 
,g>etr;,eiben werden,a".s, ,da,d1u.rch <der no.t,diürlfit:ig,e 
Un'tel'ha,h Ides Ve'rpfl:'chtet,en und' der· PerS'on,en, 
für ,die er nachdem Gflsletze zu sor'gen hat, n:;,chlt 
g'elfä:h.rd,et wind. 

(2) Kanin iöünie 'Gei~,ds:t.r,aife n):,chte;,nlg,ehmcht 
wer,den, sO ist dI:'e :für diesen :FaN ibes'ti,mmltle o,dler 
nach § 220 ZPO. oder § 7 StiPO. lau>Szuspr,e,cherud,e 
F:r1eahe',tlsstJ,la\c;e; Ln V QiDz,ulg zu EIeitiZen. \'?'Iulrd~ 
eüne Gel.ds,tra,f,e nur ,zum Teil! 'eingebracht, ~o islt 

§ 17. DasBwn!dieSm:lnii'st,erl~!u:m Ifür Jl'sti,z w':l'd 
e fmächt.:gt : 

1. durch V'eror,dTIlu'mg- IlJä/here V 0rKhr:~'ten, 
insi!: eSlondlere üher ,dl:ie IP-alus·chaClkcHen .im Stralf,
v'e'fi:ahren, idli.e :E>i,nibr':lnlgunlg von ,ger>;:cht:ichen 
Gelb'Ühren urid; K,ostell" .&e Verrechnlu,nlg der 
Amit,- ,urldJ Part,e;,en,ge~ider, '&,e AIm<t.5'w!\l'ts,chalft 
bei dien GeTI;ichten und ,creren 'Überprülfulnl?; zu 
edas5cn, . u,ndi ZJwar, soweit hä'edurch der W;ir
kUT'~l5kre:lsa'n,defier D:enststdlen ber'Ü'hrt wil"dI, 
'Im E:inivenneUrmen mit Iden Ib.eteil~,ilgten IBUlnld'es
mi'D:,site,rien; 

2. ,d';e in.. AU~lführuDig &es<es B,u:nld:eslg,es-et.z.c'S 
g,etroffenen Best,;mmulnlgen i'n '&,e Geschäift",
cmdhunlg ,d!er Geri'chte aühuin'clhmen, da,rin 
noch nP.ihere· ,lBest'imllTIunlgenzu >tf'effen umd' dli'e 
Geschälftmr.elirllunlg ,nieu zu e~'~a,s'S,en. 

§ 18. Bel'- z,e:ltipUll"lkt ,dies Jlnkralf.t>tnetens der 
§§ 1 his 16 'ulnd 19 wlf1d dur,ch Ver.arldhulClj 
f,es'tlg,cls,etz t. 

§ 19. Mit de:m Lnkr'alktreten .eller §§ 1 his 16-
treten .a::.I:1e Vorschri:ft.en, d!:'e mieden B,es'('m-. 
mUllIgen &,es,esB,u'ndesig,esetz,es in, W:,dlerspruch 
st1eij"en üdler ,d:,c IbcISIO'ndler,e AnoridnuiU,gen für d'e 
Einl~rinlgun;g von Ge11icht:s- uind Just[lzNerwal
runl:;sgeibühr'enund Kosten tr'eff,en, außer Knalf:t. 
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Inslbesond:er·e verll':eren :ilhre Wir'ksamrke:rt: I 
1. ,das gerichthche .Einh.ebungsgesetz (Art. XI' 

der Sechsten Geri!chts,enda:stungsnoveHe vom 
2. Juli 1929, IB.G. BI. Nr. 222,indre'r derzeit 
noch g,eltenclen ga.ssung); 

2. der § 381, ZAf,er1, 'letzter HaChsatz, 
StPO. sowi,e .di,e Vo.r6chnilften, die .di·e näheren 
Bes6mmum'gen über Paul5chal)kosten entlha'Jten; 

3. ,die Jus!ti:zkas,s,enor,drnun,g vom 30. JäD.'mer 
1937, Amt::i·che Sonde·rv.eröffenr.:,ichUin;g der 
Deurt,s,chen Jus,tliz Nr. 13, ;In ·dler Ig,e!tenden 
Fas~'Uimg; 

4. d:.e Ve!10r,dnUll1'g ülber ICh En'fü'hrunlg der 
Reichshaush'allt,sordnlun;g vom 20. Mär'z 1935, 
Deuts,chCi5 R. G. BI!. I S. 406, soweit :Ihre B,e
stimmwn;gen .lfoch nicht auif,g,ehoben wurden; 

5. d:e Durch!fÜlhr'u,nlgsv:erorldnlullig zur' Kri.~gs
maßnahmeruv.erorodnullig und Zur Kriegs
beschwerdeveror,dnung vom 12. Mai 1943, De'ut-
6ch,es R. G. BI. I S. 292, soweit ihr,e Besoimmungen 
noch nicht aufgehoben wur.den; 

a) V'ÜlI1l 2. AUlgu"t 1938,. Deutsche Justiz 
S. 1214, über K,ostenansatz und Kosten
e:1IlziC!hun,g !bei .den An'erberubehöl'den :Im 
Lande Osterroeich; 

b) vom 10. Jän.ner 1939, Deutsche Justi:.z 
S. 136, üher DurchführuI1ig~heso;mmungen 
zu den:m La,nld.e Os't.er:peich e:ngdüh rten 
re:chHcchtlichen Kostenvors'chr'lften; . 

,cl) 

Lande ö6terreioch und In den !>iudeten
.deutschen Gebi,eten; 

vom 11. F.eb nua,r 1939, Deutsche J U1stilZ 
S. 305, und vom 7. Dezeniber 1939, 
Deuts'che. Justiz S. 1868, Üiber :die Anf,ech
tuil1Jg dler KoS'tenentscheidunlg :m V,el1falhr,en 
Zur .BereiniIßUnJga::.ter SchuC'cllen; 

oe) vom 24. September 1941, Deuts,che Jrus,tiz 
S. 941, ü1ber R,echtsltxlhe!,fe geigen Eni!
sche:,dUlnlgen ü1ber den Koslt,ena.llISatlz ,in den 
Rel:chsigauen ,dler Osomalrlk; 

f) V'~1ffi 7. Feib~uar 1942, Deutsche }u'5'ti.z 
S. 117, in der Fassunlg .dier Aßge:me:,nen 
Ve'r,fügung vom 4. JUllii 1942, Deuts'che 
Jusr:.z S. 388, ühe.r Krie;g9ver~:.nlfachulligeri 
,im Kosteruwe6en; 

'g) v'om 12. Ma.i 1943 . Deutsch·e Justcitz S. 270, 
Üiher Er':,11111Je1'ullig,en geißen ,den Ko~ten-
ansatz; 

h) vOim 28.. März 1935, Deutsche· }ust:,z 
.s. 480, i.n der Fa,ssuinlg' ·der Al,:,geme::nen 
Verlrug'unlgen vom 7. Febmar 1942, 
Deutsch:e Justi,z S. 117, vom 24. Juli 1944, 

. Deutsche JUlS-t~,Z S. 219, und vom 8. Sep
,temiber 1944, De,U'tsche JUlst':IZ S. 238, 5;0-' 

wie "te A':C,geme:nen VerlfügiUnrgen vom 
25. Oktober 1941, Deutsche Just,ilZ-S. 1022, 
vom 7. April 1943, Deutsche }ustiz S. 231, 
urnd vom 6. August 1943, DCiutsch.e }U!5;(';Z 
S. 405, über den Ep:'aß von Gen:,chtskosten 
und ander.en Just·zv.erw:a:Iltungsahga:ben. 

§ 20. 'Mit dler Vol'!:ziehunrg d:es·es Bwnd~-
c) vom 15. F,elbruar 1939, DCiutsche Jus.oiz gles'etz~s i"tcla,s B.unldesminister,ium für Justiz 

S. 340, üher Haushalts-, KaslS,en- und Rech- im Einve1"n,ehmen m:,r ,dem Bunldtes.m·!lli:s,t,erium 
nlU'!llgslfühmnlg der J us,Ü!zheihörden :m I für FiulMlwn 'betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen. 

DalS Geridtüiche Eiriibl1ingulligsgesetz !fu.ßt ,auf 
den Be~timmunß'en .des _ Gerichtlichen Erinhe
bunlgiSlgesetzes, Al'tikel XI, ,B.G. BI. Nr. 222/1929, 
in der F~ssung des 'Ge.r.icht;sikost~n,deckunlgs
gesetzes, B. G::OO. Nr. 507/1935. Dieses' Gel,.erz 
ist durch .ehe Just'ilikalSoonordruung und zahlrei.che 
Erläss,e während ,d.e,~ 'nlat,ilOnaJ,!/ozi,al,is.titschen Zeit 
1n v!,e;en Tei~len unirunwellldibargeworden. Mit 
dem vorliegenden G,esetz werden di,elsle -reichs
deuts.chen Besvimmurugen beseilt;:lgt,wolb:ei nl;,cht in 
a1;·en Punkten dalS Geni,cht!:iche Einh~bungS!g,esetz 
wieder her:gesteüt Wlil1d; -maß·geihellld' :h:etfür i<St der 
Umsltand, daß vor 1938 di,e G~ich.t!Sg·ebühl"'eri 
Ein'll>a!hmen der F\llIanlzv·erw,alturig waren und, so
fern .d:e Gebuhren nid1t iin Stempelmar,ken bei
g.ebr:acht WUl1den, lihre J3.emetsisung und Eintrci
bung .durch die FiruantzJbehö.rden du.rchgeführt 
wurde. He'u te sind diJes.e Gelbühre~ Ei,llInahmen 
de-r Justlizv,erWla.1tungund we'ricltenv;on Iden JU15tuz
behöt1dien bestimmt und e:ngeholkn. InfoLg,e
de~eri kanft: ,di,e Elinlbr,ingun!gdies,er GelJ)ühren 
nicht mehr .den ,einzelri'en Gerichten überl'as,seri 
wenden ;es wird htiefiil:: eine' eilgene zentl1ale S te11e 
gesd1atffen,cE'e ,ei,nerseit,s e:,n,eln Obe!1b~,ick d!arulber 
enmögli,cht, WJeLche Beträ~e .ei,ngd1~nsollten und 
we~che ta·ts·:imi!lid1 ej,nlg·~g;lJngen s~llId, 'an!ClJers,e:1ts 
eine ötraff·e·Einttieihung unte,r AUSi11UVZJUofllg :sämt
Lim'~r zur Vel1foÜgung stehender Exekumonsmittel 
gewa:hrle::6oet. 

§ 1 zählt j,ene J3eträgl~ ,auf, für d'ÖI'en Ei'11lhrin
gu,t:1g ,das Gericht zu sorgen hat. 

§ 2 weicht bewußt von den BIestimmungen des 
Gerid1t:Jiimen Ei!llihebun'g'sgles>etzes laib. Während 
nam den Bes'uimmu~,g.6n des Gericht1imen Ein
hebu'nlgSlg!ClSet'zes Kosten ftÜr :au,~wär'l::i@e Amts
hanldlluIlJ~en, Zeug,en, und Sad:werständig;en
~elbühren und Einsmalt.ung,skosten den emp
fla:n~·ber,echtj'gten P·ersone:n und SooUen ,erst ,aus
beza!hlt wUl1den, wenn lS.ie von der ;za:hlulIJ;~s
pfj.j,cht':lg.en .Partei her'e[lnlgetbram't worden waren, 
sindsi!e :nunmehr vorsmußw:eilSe aus den Am'ts
gddern rz..u bezahlen unld nlachher von den il\u-
te:en ,here"nzubr~riJgen. Ei,ne Au,sniam.me 'Ibest~ht 
für die Zehr- und Gan'glgddler ·dier Vol1stl.'1ecker, 
da es sich hei d1~e.sen um ei,ne besondle.rs 'große' 
AnZJa!hl von lauslw:irtli,g,cn Amtshandtu'llIgJen 'han
ddt, wovon der größt,e T,eil lauf Grund tnnJer 
bloß",n AuNordierulnlg an:1äß'l,:il:h ,dier Ven>t'änd\ 
gung vom Ex.eklutio.l1l~volILzUog vom Zaihrullgs
pfl;:,cht:''gIen 'he.rim,ügt Wli,rd, § 2 mußt,eau,m ,eine 
Be5Itimmllil1lg ,daJrulber treffen, wer al!'s Za1hi;,Ulllgs
pflichtli'gICr ,run'zusehen ,ist,. ,daein~,ruUgemeine Re
gdu11ß .cJ!arühe·rnimt he~teh.t. 

§ 3. Um odalS Einbri.ngungsvoer.f,ahnenzu ver
meiden und ,dti'e BeZlaJh1u.ng Ider Kosten. durch den 
ZahlungspfLicht;ig.en zu s:mern, 1501.1 in bürlg1er" 
lichen Remtsl~adt'en sow,eit .di,es tunlimund ni.eht 
in, Sond<ervorschrif{en ,eine ,ande,re RegeLung 'g,e
tlroffen ist, .c:l~n Kostenvorschuß von cLe.rzahlun,gs
pf1,icht~gen Pa:rtei verJ.a.ngt w,enden. Eine solche 
Sonderrlt1~U!nigier:giibt ",ichzUim Be;s'f1:el ,a'us 
§ 365 ZPO., woclier ErLag .oes Vor,schusse.s zwin:" 
gend vOl'g,esm,rieben ist. . 

§ 4. Von jenen Kosten, di,e vom St~ate v·or
smußweise be:richtigt wet1den, ,sind j,e·llte Beu,äge 
zuunte'l'scheiden,di,e fUr drittoePerronen .Oder 
SteHen vom GefilWt eillizulbriingen S1il1ld, wob ci . .oer, 
Dn:n.empfärilger warten muß, ob .die Einlb~i:n,~lng 
von Erfolg begleitet ,ist .. Es .Si,nd dies ,die FäUe Ides 
§ 1, Ziff·er 7. Di,e AufzähIung list keline tlax,aÜve. 
Von der Eilnbr.ingung IdJ:,elS!e,r Kosten hat das Ge
r.iwt! Ah~tlaDid zu -,nehmen; wenncLer Empflangls
bel'ewtigte ;d~rruu!f verzi.cht.et odler er'kTärt, &e: 
EX·elkutiOin . sahst fühnen zu 'wolLen.-

§ 5. Zur Sicherung dies Allispruches .auf !Be
zahlung de'rim § i g,enannten Belträoge Heht d:em 
Bunde ,ein Zurückbehailtungs,nemt lari laUen Geld
betlräoglen un'd bewe~~ichen körperlimlen Sa,me:n 
des ZaJhlulnglspf!,:chtig,en zu, die tSim in gel1icht
Ewer Vel'wahrul1lg he.finden. ni,elSes Zurückbelhal
tung,snemt i,st VOr ,a'Lltemim Stnafv·e.rflihren in 
Amehu:ng .der Ia!bgenommene.n Gddbet,räge oder 
GegefilStäonde von Bed.eut'U'llIg. ,Es tbooteht .auch 'an 
den .erlegten KosteDivore,chü~,en. Di,eses R.emt 
giiht den, Ge6mt,en die MögoLichkei,t, die 'Henaus- . 
glalbe ,der verwdhrtJen; Gddlb.et'rä:gte'u[1,dI Sa·chen 
zu verwe:igern, sd:'am,ge 11111Wt- festtsitelht; we'lchc 
Ge1bühren - KOl9tJenuslw. .er·wa,mls.en u:nd zu 
bezah!ten~ind. A'u~glenomffi!en von dlCm IZmück
bdhaLtll!nlg~lreffit s:in:d jene ;S,eträoge und Saeheh, d~e 
nach 'dei Ex.ekll!oionlSordnu:n'g unpfändbar \Sind. 

§ 6 r.egelt die Gr.undsätze für die tBinbnilplg1ung. 
Si.e g:eschi,elht ;:m 'aHlgemeinen. ifü,r ·d!as ZlliviI- unld 
Stnaftv,ed,ahr,en ,in :gleiche.r W,e1:>e. Zuerst' enfOlLgt 
die Ei'nihehu.ng, Idas cis't .die Hel'emnunig der Ge
bühl'1en . und KOtsten.Z1Jjst:tn,dJ~g hie,fÜtr ist e:n Be
amter ·d~s Ge l1i·chtes , ·der sog,e.l1lannte KOl5t,efl
beamte. Di,e ·e·l'red1n·eten Gebührlen ,und Ko~ten 
werde!nim "ZaW:unigslluftnag" :Z)u~l:l!mmen~estlellt. 
Die ZaJhl'unlg,sf,r:ist ,bet,rä,gt ei1Ilheidiich 14 Tage, 
ledii'gl::,m ~ürGddstr:aJfelnacht T'ag,e undzw,ar im 
H:nlbl'ick a'ulf .d~e IBesDimmuiDlgen .deos § 409 StIPO. 
Der Zah!.unglSlau1ftrng ,ist dn Ex,ekutiolllStlite't. (Für 
,di.e durd1 Idi,e E::nhr.ingun:g ,cntlstehenden Aus
lagen, vor Ia:~l:em ,an Bortogehuhr .d!urm den V,er-

.. 
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kehr mitdier Eirubning,ungs.steU,e, wi,rd eme Ein
hebun,gi~g'elbühr vor,geschri'Clben. 

Eine Neuremnlg sr:e,;I!.t Abs. C2} c\;;a,r. Es w:unde 
hAher la;s Mangel ,emphlllllden" daß mi.t der Bin
bring'Uijig de-r 'Kcoste'n ,diel'i VoLlzrugiflS VOn Fr,e:ihe:i'ts
st.rafen gewa,rtiet werden mußt,e, bis die St'l1a,fe 
v'e'r'büßt .adler Wieni!~ten.s ein ]!a:hr ver.str,:chen 
w;ar. In ,der. Zw~,schemZie:i,t kia,nn sich die, Vcr
mÖlgen5i;'alge od;es Verurtei~ten, wesen.t~,ich ver
s·chikcht,e:n nahen, 'es lklÖruruen lauch Y'ermögens
w,el'te verschohen wo.dens,e:,n:. Um ,d:!'es,em 
Manlgdaibzuhe:tfen, ,i.st e.·In,e vorll'ä,wfig,e KOISlt,enr
besotlimmulll,g 'SrotfOrt n.ach rechotsikrärftnger ne,emd~:
gUIn~ des StralfverltaihrelnlS vorg·eselhe:n .. 

§ 7 ,regdt dii'e Anfechthark,eit c\;es Zaihlungs
auftrages. Ein, l\echtsm;ttell: g,egen ,ehen Za;}&un,gs
a:uftmgil5t u,nwllärssig. Es kan,n ,l,edi,~llich seE:n,e lBe
r,ichnigun'g ,im ]UOst:i'Zlv.erwaltunigsv,eri,ah.re'lll ver
!'angt ,wer,den .. Hef'vong!e!hoben s,e,i, ·daß das 
B'u'ndle.s,min,ilS,t,eni,um für JruS6:z .auch von Amts 
we~en je.denZ;a,hlungJS:a,uft.ra'g,g;,eichgühig von 
wdchrer Std~ee,r ,aus'geg:angen rist;, daher auch ;di,e 
Bnt.sch'e:j,dunJg,enim lB~eni,ch tigun~s!verlfahnen', ininer
hia·lh 'dler Ver'järhnung!Slfri:lSt l<liufihehen olde'r 'a:b
änrdern 'lmnn. 

§ 8 behaonlddt ,die Vel"jähr'u1n;g:s,f'l1ffit. ~i,e heträgt 
di[ei Jahr,e.Da nach den Ge!buhr,en:ges,et::z.en .der 
An6ip!1urch in. der Reigcl milt .der Ülberre;.chung .d1el5 
SchrrlftMtz,es, be.z,ielhu'ng.s'w.eü.se der Vornaihme der 
g.elbühl'enrpfLch,t:ig,e,n Ha:ru&ulng ent"t,eht, ,d':e Ein.
br:ingung de:r Gebühr mei'st ,ahe.r erst nach lBe
enrdli'gung de·s V'eIif:anrems erfolgt, bestündle bei 
länrg,er da;ue'r:nld'em V,er1~aIhl'eJ:t rdli'e Gefa;hr der V,er
jährunlgsdche:r Gebühr,e'!1i, ,ehe noch ,d!a;s, V.er
flah·[:en he'en;d!et list. Di'e;;, wlir,dd'urch <ti'f lB,estrim
murug laus:glesch1ol5s,en, ,daß die Verjälhmngsfrli'st 
forühesvenls mit r,echt~kr:ifttig'er Beerud!i,gJUrrug des 
V'edahl'ell'S zu lau:fen beglllnt. 

§ 9. Über AiI1'tr;ig·e ,a;uif Srtulndung u·nd Nachilaß 
d!er Gebühren und 'Kosten entsche,idet in der 
R'eg'el dlell' Prä61~dlerut deS> Olberla:nldeslg-er.ichets, bei 
B:C'trärg,en über 10.000· S das Bund!esmimistlerium 
für Jus,t:iz. lB:ei ,kleme:nen B.etr;ig'en bilS tzu 1000 S 
k,aI1!D der Rräl5tident des Obe:n1,an/die.l1g~r~drües $leine 
B.etugnli,s zu,r Stundung: ,an den Leiter der Eirn
brüngurngsstdle üibertr3JgJen. 

Di,e Vorschr.ilhert iihe,r Stundung und Nachtaß 
finden auf GeLdstnafen keine Anwendlung', dla tfür 
d!:,es,e eirn,e belSonlder,e Regdull1lg lin dierSt:!1atfp.m~eß
o!1dnung gettroff.enist l(vgL. §§ 243, 409 bis 411 
s'tPO.), :be.z:i,ehungs'wei,se l&eüsorlist.ilgen Gea.d5trlaifen 
(MutWli'UenLS- o~c\;e.r Ordnul1:glSiStnatfem) ,der Roichrter 
übe:r die Stundung oder ,den NachLaß zu ent-
sche:,d:en hat. . 

Da:s V,edialhr,en bei Stunldun,g u1rud Nachlaß .ist 
elbenso ,wie Idlas Beni,ch,tiigU\ng~,verlfalhrien ei,n' sOII,ches 
der ].us,tlizvenwaltJu~ .. tEin Rechtsmitt.d g,eg,en d[,e 
Ent9cheti,dlurnlg'en 1St ,aus'gelSchlossen. 

§ 10. N:lJch z.i,ffemmäßigerFestsetzung des Be
miges an Gebühren und Kostlen unid mk,l:! AbLauf 
,der ilm Zaih~'Ulngsan1ftralg f'esrtlg'es.e~zten Le:'sltungs
fr~öt v,erwan.d\el't 's:ich das !im § 6 geJ:1ergelt.e ZurlÜck
beh:lltungsucht :in ein glesetzl:ichesp,f,aIlidrrecht mit 
diem Ra:nige I~ Zurückrbehal\:ungs,r,echtJes, lall' den 
:n ger~cht'llich,er Vef1walhrung !befillidli.chen Gel:;d
beträrge:n lunid ,ander,eni hew·eglli,chen kö.rperhch1en 
Sa.then.dles Zalhil'UIlllgsipflrcht:,gen, sowe:'t sie vom 
Zurück:behia:ltu,ngs,rech:t engriffen wor,dJen .sind. 

§ 11. Der Z,ahlung:s3JUlftmg Wliit'd vom Ger,icht 
:an die beQ j,ed'em Oberl1arudroog,ericht errli'chtete 
Eilllbr:inlg.unlgs6rte;ll~e überisiellldet, von di,eser vor

,rgremerkt un,d dem Zalhilu'ngspfl.ichti,genzugest;eillt. 
Das V,ed:ahnen hierüber w,ird lin ider Durch~oÜ>h
r:un,gsv,enor,cUnu'rug .zu d;:le5,em Ges,etlz gena,ui gerergdt 
we.rden. l,st ,rute' im Zah:l'un'gs,aJUlftfialg fes,tgJelSetzte 
Zahlungsfris't frruchdos ,ab~1aufen,so beiant.nargt 
{Ee Einibr,ingUlngl5s.rdle, lan St,el1e d;es früheren be
treiheruden !Beamten di.e ,Ex:elkutlion namens· delS 
Blhll.dleSis.chatz,es. ·&'e ikarun .aiHe Exekut,ionlsar,teru tbe
,antra;g,en, doch stleht :ihr &e MörgJ~dtkent zu, hei 
ISchw.iedgen EXeikutJiorus,all'tlrägien d;i:eFina:n~ pro
kur.atur um dl~e Führung! ,dör Exekut,ion z:u er
~Iuchen. 

'Von ,de.r ,im Ge:r.icht]icheru ,Eünlhebumg,sgesetz 
geregcllten Abnahme wlund:e iAbstr.J.n,d g,enommen; 
iCh :S::e nlLe pl1aktffi,che B,edelUlt.urnlg ,erLan,~t hat und 
·aus .dem R!ahm~n ,dler ExekutiionsordnlUng fä:lk 
Aus ,cLi:esem Grund wur.clle lauch ,an Sr.eitkdieor Ver
wertung ,des :ZU!1ückJhe!ha,ltung.s:r,ech:t,eIS da~, goese't'z
lüche lF\f,andre.cht eirugdührt, dia Ianldemh'IJs 
Son·derbest,:mmungen erlf,or.dre.r;1ich wä.r;en, diieaus 
G.ründen der EilllheitEchlkcit he5Srer zu v,erme~·den 
sin'd. 

W,eirters wUoflde jene ß,estimmung 'des Ge.richt
lichen Eiruheibuniglsiglesetz,elS ra.n.en og.el,asislen, wonlach 
he::' RfänJdung unld V,erkauf vonF:ahrniissen der 
Anschiluß ,einer vdllstr.eckharen AUIS[ert,i,gUnig des 
Ex,ekutionstiteLs u.nt'erlblle~ben konnte, wenn di,e 
ofldoridiedüch,en An~aben unddlie B-elStät~gunog der 
Vo;lstneckbankeat um Antnage s,elbst ,entihJaltren 
war,en', und :zrwarr ,dielsiha,:b, 'W,eill ,für ,dein IFa:lil, ai:'s 
,dlie Angialben äm EX!dkuüon~:antl'a!g. llIicht mit 
j'en,::,n ';un T:tei; ülhere::,nls't';mrmt.e:T'I, s,~ch große 
Schw.i,erl:'gkeiten .erg,eben halben; mit ReJkuns 
kOJ:11lIte die's,e U llS-uimmiglkeiit zwilS,chen. Tli te:J' und 
lAntmg 'Wiegen des Neuer.uin'g1Srve'rbotl~s nicht gel
t~md :gemacht wer!dlen:, dem Y,erpflichtetien srt,a,nld 
l:ield:'lglbch ,di.e Aurfs,ichtslhes,ch,wend:e 'Offen. 

§ 12 regerJt ,cIIiJeE,inihr::,n'gurnlg von Ge:,dstra6en 
:m a;.r.Hick a'ulf dI:,e ibes't,ehen&m Vors.chr=.ft,en. 

§ 13 e!1mrächt:\gt ,dien iKoslt,elnlheamt,crlli, von d'er 
E'!r.i'Jr::lnlgll:l1lg vonGe'bühreln .unld' Kos,ten - n:cht 
,au.ch von Ge,khstJrai6en. :...- rd:an'ruabrzus'ehen, wenln 
von vot'nhe,re,in fesil.'steht, daß ,dle,r Z,ahlun:gl'lpfIii'ch
t~ge :kein'Ve'nrnöigen besitzt un,doda,her ,di,e Eun-

. tre,:bullllg edo1gllos. wäre. Hiedurch soHen urunötug,e 
Ei'llhr,i'llß:unrg~rverS'uche v·ermiredern wendenj, wenn 
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dem Kost~nbeamten laUS' dem A1kt oder ,a'lliS cigener 
W,ahmelhmUll1ig mit B,estiimmtheit beJIDa11l11t ~st, 
daß tSolche Schritte erfoLg'Ios !bIeiben iWenden. 

W:ann von der BinhrjJ1JEPül1lg der 'Kosuen des 
Straifve'rf.a;hr,en.s ,im, ,en~er,en S:nne, des 5trlalfvoH
zug,es und der Unt·erbr.inlgung ,in ,einem Arbeits
haus, Ahst:a.nd genommen we!1den kan,n, Ibesrcirnlmt 
die Str.afproz,eßol1dI1lUlng. 

§ 14. Für ger:ing.e B.eträge ,an: Gebülhren uI1idl 
Kosten, der,en BeZJalhlung voraussichtliich ohn,e 
Schwier.:gkClit,eiIleJ1foLgen wi!1d,wurde dlie Mög
lichkeitcLer Entr,ichtuiligaulf kU'rIZ,em W,egie in 
Ge!1ichtskolSt'enilTI'arken offen Igel,as,sen. In diesem 
RaUe kann die Parteli voner:st .aufgefol1dert 'We,r
den, diese Betlr~g'e in Gcrichtskostenmar;ken 'zu 
ent!1i.chten. Vomuss.etlJung itSt ,aJ'tel1d.ings" dlaßein 
Zih:ungSiauftmg noch I1Iicht 'er'g,angen ist, da die 
Entricht'u'ng von Gebühren .und Kost.enhe<trä~n 
in Ger.:.chtskost.enmarken 'an di·e Einbrinlgungs
steHeautSges.chJos.sen ist. Die nä'heren Bestimmun
gen ·Hierüber trifft ,di,e Durchführunlgsverordnung. 

§ 15. Für rna.nche Dli,ensrstdlen führen die Ge
'richt·e dii·e Kanzleigeschäfte, ohne daß hierüber 
nähere ,B·estjmmun~en getroff.en' wur!den (zum 
Beispid für die Rückstdlurug,SlkominislSlion). In 
solchen Fällen finden' die .Bes,uimm.u\l1g:e'TIdiie~es 
Gesetzes sinn~mäß A,l1Jwenldulng. 

§ 16. In versch[.edenen Gesetzen, Veror;druung,en 
und ErIäs,sen wird 'auf Best~mmUll1Jgen f'Ülr dii,e lE~n
brvngun,g verwiesen, die e:'rie' lande.re R,eg!dun,g 
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vorse.heru. In .d\i,esen Verweisungen treten .di,e Be
stimmungen ,dieses GesetZ!es lain :ilhr.e SDei1k 

§ 17 ·enthält d~e Ermächoigung .de,s iBunldies
min::lSter:iuT11ts für' ]ulS-trrizzur ErrliasSlul1Jg 'von DUir:ch
,füh!1u'nipbest~mmungen zu dies,em GeseJ:ze. Es 
hande,lt lS,ich, ihiebeli im we:s,entli,chlClJ1um j,ellie B·e-
6timmUingen, die bilSher au',f Gr.urud~-der :im 
Ar:t. XI 'der Sechsten Gerichtscntlas.tIUil1Jgsnoivelle 
vom 2. Juli 1929, B.G.Bt Nr. 222, el'1teilrt.en 
Ermächü~uI1lgi!n den §§ 2113 IbillS 2165 GeO. 
geregelt W13!ren. D:'e nähe,oon Best,immunlgen ü!ber 
d~.e Paus·cha;lkos,ten @nd hisher in den Gebühren
g,es,etz,en ,enthalten. Es hainide:lt .sich· j,edoch um 
keline Geru,chtsg,ebühr,en, ",ondelIn um Kostien, wie 
§ 381, niff,er 1, StiPO. deut:li,ch .zum Au~druck 
brilngt; sie sind da,her hes.5,er in der g,el1Jann ten 
DUl"chführungsverordnu,n:g zu regdn. Auf GIlun:d 
,d.er Ermäch6gung wCJ!1den ,d!ie näheren V or
sch,rilften uber die ,P,au'scha~ko:sten inshesonde,r.e 
ü.ber deren Höhe', ,getroff,en iWC1l'iden.· Hiedurch 
wi!1d § 381, Ziffer 1', ,letzter Hialh~at'z, soPO. 
g.egenlStanas'lios . 

§ 18. Dieses GelSet'z ,wann nur gl.e:lch:zcit~g mit 
der DurchlfühIiUingsverordnung in K,r.a:ft treten, 
d,a ·cJ,!,e reichsdeutschen Von.chr.iften 'aufgehoben 
werden. 

§ 19.enthällt eine Genem1k1ausel üher ,dli!e :Aluf
hebung ,aller Vorschl1nften, die mit den Bestim
mun~en di'e~1S GeslCtz:es 'im W~dersp.rtuch st'ehen. 

§ 20 enthähdi·e Vo!:lzug~Ua'Ulsel. 
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